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Vorlage des Ministeriums für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des Landes 
Schleswig-Holstein 
Bericht über das Ergebnis der Evaluierung zu den Regelungen der 
Landesbeschaffungsordnung  
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender,  
unter Bezugnahme auf die Drucksache 16/994 übersende ich die anliegende Vorlage 
mit der Bitte um Kenntnisnahme. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
Dr. Arne Wulff 
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Kiel, 09. April 2008 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
 
auf der Grundlage der Drucksache 16/994 des Schleswig-Holsteinischen Landtages wurde 
das Wissenschaftsministerium gebeten, über das Ergebnis der Evaluierung zu den Rege-
lungen der Landesbeschaffungsordnung und insbesondere zur Prüfung der Einbeziehung 
der Bereiche Forschung und Lehre in eine zentrale IT-Beschaffung bis zum 30. September 
2007 zu berichten. Ein auf diese Fragestellung bezogener Bericht mit Stand Oktober 2007 
ist diesem Schreiben als Anlage 1 beigefügt.  
 
In der Zwischenzeit hat sich ein neuer Sachstand ergeben: 
Das Finanzministerium teilte mit, dass der bis zum 30.06.2007 geltende Erlass des Fi-
nanzministers „Ausnahmen von der zentralen Beschaffung nach Ziffer 2.2.2 der Landes-
beschaffungsordnung“ nicht (mehr) auf die Hochschulen anzuwenden sei, da es sich bei 
den Hochschulen nicht um Landesbehörden i. S. d. Landesbeschaffungsordnung handele. 
 
Da diese (mündliche) Auskunft kurz vor Ablauf des einschlägigen Erlasses erteilt wurde, 
verlängerte das MWV mit Schreiben vom 27.06.2007 im Rahmen der Fachaufsicht gem. 
§6 Abs. 3 HSG i. V. m. § 19 LVwG zunächst die bisherige Erlassregelung für die Hoch-
schulen, so dass diese bis zum 31.12.2007 aufgefordert waren, die zentrale IT-
Beschaffung für die Hochschulverwaltung  weiterhin über Dataport durchzuführen. Hinter-
grund für die befristete Verlängerung war die parallele Prüfung alternativer Beschaffungs-
möglichkeiten. 
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Mit Schreiben vom 21.12.2007 hat das MWV den staatlichen Hochschulen das in der An-
lage 2 beigefügte Schreiben übersandt. Durch die veränderte rechtliche Situation sowie 
nach Gesprächen mit Hochschulvertretern und Dataport hat sich die Intention des bisheri-
gen Erlasses als nicht Erfolg versprechend erwiesen. Die Auswahl des wirtschaftlichsten 
Angebots unter Berücksichtigung der Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit i. 
S. d. Landeshaushaltsordnung, des Vergaberechts und der einschlägigen Vorschriften 
sowie die Einbeziehung vergleichbarer Serviceleistungen der Anbieter obliegt seit dem 
01.01.2008 nunmehr der zentralen Beschaffungsstelle der jeweiligen Hochschule. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Jost de Jager 
 
 
 
Anlagen 
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Stand Oktober 2007     
 
 
 
 
Auf der Grundlage der Drucksache 16/994 des Schleswig-Holsteinischen Landtages wur-
de das Wissenschaftsministerium gebeten, über das Ergebnis der Evaluierung zu den Re-
gelungen der Landesbeschaffungsordnung und insbesondere zur Prüfung der Einbezie-
hung der Bereiche Forschung und Lehre in eine zentrale IT-Beschaffung bis zum 30. Sep-
tember 2007 zu berichten. 
Zu diesen Punkten wird wie folgt Stellung genommen: 
 
ERGEBNISSE DER HOCHSCHULBEFRAGUNG  
 
Das MWV hatte den Bericht „IT-Beschaffungen in ausgewählten Bereichen und Instituten 
der Universitäten und Fachhochschulen“ des Landesrechnungshofes zum Anlass genom-
men, die Hochschulen mit Schreiben vom 19. Januar 2007 im Rahmen der Bestandsauf-
nahme und als Grundlage für eine Evaluation um einen Erfahrungsbericht zu bitten. Die 
Auswertung der Rückläufe zeigte dabei aus der spezifischen Sicht der Hochschulen ein 
erhebliches Potential an Verbesserungsvorschlägen in den Bereichen Warenangebot, 
Kundenservice und Reaktionszeiten von Dataport. Hiervon sind sowohl die Bereiche „For-
schung und Lehre“ wie auch „Verwaltung“ betroffen.  
 
Dataport hat aufgrund einer europaweiten Ausschreibung einen Rahmenvertrag abge-
schlossen. Deshalb kann Dataport nur Produkte aus dem Portfolio der Firma, die diese 
Ausschreibung gewonnen hat, in seinen Warenkorb aufnehmen. Fast alle Hochschulen 
sehen darin ein Problem. Sie bemängeln, dass Dataport lediglich einen einzigen Hersteller 



- 2 - 

 

im PC-Bereich (FSC, Fujitsu Siemens Computer) anbiete und auch nur auf ein Teilange-
bot des Herstellers zurückgreife. Dataport müsse mindestens einen zweiten Hersteller im 
Warenkorb aufnehmen, um als Beschaffungsstelle für die Hochschulen attraktiv zu blei-
ben. 
 
Die eingeschränkte Anbieterzahl zeige sich auch bei Druckersystemen, die nur von HP 
und Kyocera angeboten werden. Die Gerätekonfigurationen im PC-Bereich beschränkten 
sich vielfach auf „onboard“-Geräte mit festverdrahteter Netzwerk-, Grafik- oder Soundkar-
te, die nicht ausgetauscht werden könne. Gerade die Rechner in den Bereichen For-
schung und Lehre seien jedoch auf den Einsatz von z.B. High-End-Grafikkarten angewie-
sen. Auch im Software-Bereich unterstütze Dataport nicht alle Betriebssysteme wie z.B. 
Linux, Unix, Solaris oder OpenVMS.  
 
Die Hochschulen nannten einzelne Beispiele für im Verhältnis zu hohe Folgekosten für 
Verbrauchs-, Ersatz- und Erweiterungsteile sowie für lange Lieferzeiten und logistische 
Probleme. Daneben wurden  Beispiele für preisgünstigere Vergleichsangebote vorlegt. 
Dies betrifft insbesondere einen  Kostenvergleich von PC-Systemen zwischen Dataport 
und der Firma Dell.  
 
Dataport kann  FuE-Rabatte nicht in Anspruch nehmen,  so dass die Hochschulen selbst 
auftreten müssen, um günstigere Konditionen durch Hochschulrabatte zu erhalten. Im 
Software-Bereich werden Lizenzmodelle erst ab 10 Stück aufwärts angeboten, was sich 
gerade für kleine Hochschulverwaltungen als unvorteilhaft herausstellt. 
 
In einem Gespräch am 20. September 2007 zwischen dem MWV, Hochschulvertretern 
sowie Dataport kamen die Beteiligten einvernehmlich zu der Auffassung, dass die IT-
Beschaffung für den Bereich Forschung und Lehre weiterhin von den Hochschulen selbst 
durchgeführt werden sollte. Dataport wird den Beitritt zu Rahmenverträgen wie z.B. mit der 
Firma „Dell“ prüfen, um einerseits ein erweitertes Lieferantenangebot (derzeit nur FSC) zu 
ermöglichen, andererseits Rabatte der Rahmenverträge an die Hochschulen weitergeben 
zu können. 
Zwischen dem MWV, Hochschulvertretern sowie Dataport bestand Einigkeit darüber, dass 
die IT-Beschaffung der Hochschulen über Dataport zukünftig entweder nur auf freiwilliger 
Basis (bei derzeitigem Leistungsumfang) oder aber - mit Dataport als übergeordnete  
Beschaffungsstelle - mit erweitertem Service (s.o. „Rahmenverträge“), dann aber als Ver-
pflichtung für die Hochschulen zur Beschaffung über Dataport, umgesetzt werden kann. 
 
 
PRÜFUNG DER EINBEZIEHUNG DER BEREICHE „F ORSCHUNG UND LEHRE“  IN EINE ZENTRALE  
IT-BESCHAFFUNG 
 
Die Hochschulen haben in ihren Stellungnahmen zum o.a. Schreiben vom 19. Januar 
2007 gegenüber dem MWV zum Ausdruck gebracht, dass die Anforderungen an die 
Hardware im Bereich der Forschung und Lehre zu speziell sind, als dass eine reguläre 
Beschaffung über Dataport bzw. über den dortigen Warenkorb geeignet wäre. Der Waren-
korb enthält primär Rechnerkonfigurationen, die für den Einsatz in der Verwaltung ausrei-
chend erscheinen, jedoch den Anforderungen außerhalb der Verwaltung nicht entspre-
chen. Der Warenkorb ist insgesamt zu unflexibel, um spezielle High-End-Grafikkarten und 
neueste Rechnergenerationen, die in der Forschung und Lehre unerlässlich sind, zu be-
rücksichtigen. 
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Gerade in den Bereichen der Forschung und Lehre wurde deutlich, dass sich eine Be-
schaffung über Dataport als unwirtschaftlich erweisen würde: 
Da der Standard-Warenkorb von Dataport die vielfältigen Anforderungen der Hochschulen 
nicht erfüllen kann, müsste auch die Beschaffungsstelle von Dataport zunächst über die 
konkreten Anforderungen der jeweiligen Hochschule in Kenntnis gesetzt werden (Beispiel: 
Anschaffung eines Vektorrechners), wobei derartige Spezialkenntnisse auch bei Dataport 
nicht vorausgesetzt werden können. 
Dies führte zu unnötigen Kommunikationswegen gegenüber einer direkten und von der 
Hochschule selbst beauftragten Beschaffung über einen ausgewählten Lieferanten. Hinzu 
kommt die mangelnde Möglichkeit der Inanspruchnahme von Hochschulrabatten.  
 
Die Vertreter von Dataport machten in dem o.g. Gespräch deutlich, dass die Hochschulen 
ursprünglich nicht in die Beschaffungsvereinbarung zwischen dem Land und  
Dataport einbezogen waren und erst zu einem späteren Zeitpunkt aufgenommen wurden, 
und dass Dataport derartige spezielle Rechnerkonfigurationen nicht im Standard-
Warenkorb anbieten kann. Die Einbeziehung des Bereiches Forschung und Lehre würde 
bei Dataport zusätzliche Personalkosten verursachen, die vom Land zu erstatten wären. 
Hinzu kommt, dass eine Marktbeobachtung durch die Hochschulen weiterhin notwendig ist 
und nicht über Dataport durchgeführt werden kann, um die speziellen Belange der Hoch-
schulen zu berücksichtigen. 
 
Diese Aspekte machen deutlich, dass auch unter Berücksichtigung der Personalkosten 
Vorteile einer zentralen Beschaffung deren Nachteile nicht aufwiegen. 
 
Insgesamt gesehen sollte dieser Bereich deshalb weiterhin von einer zentralen Beschaf-
fung ausgenommen werden.  
 
 










